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W Mit dieser Nummer schließt die Verfassung das letzteQuartal»1865.Die Redaktiou

hofft, von ihren Lefern das Zeugniß zu erhalten« daß sie nach besten Kraften bestrebt gewesen
ist, das Ziel, welches sie sich vom Beginn des Plattes an gesteckthatte, im Auge zu behalten.
Treu demselben wird unser Blatt auch lfernerhin in vollsthumlicher und leicht faßlicher Weise
alleunser gesammtes Staatsleben beruhrende Fragen im Sinne der liberalen Partei besprechen
Ja Hinblick auf die Nemviishlciizwelche inHJahre 1866 bevorstehen,ersuchenwir unsere Leser
ganz besonders, für eine möglichst große Verbreitung unseres Blattes in «ihren-Kreiseussorgeu
zu wollen. »Wir ersuchen unsere alten und neuen Freunde um rechtzeitige Erneuerung des

Ahounemeusts bei der Post, da nur in diesem Falle die ununterbrocheiie Lief-»ung unseres
s-Blattes versprochen werden kann.

Zum Schluß des Jahres.
Jn weni e Tafeiils

»

seit dasJalrstL das

vierte Jahr-II Skäatshaushai.t"inv«unsereiii
engeren Vaterlande«·gefiihrtwird, ohne daßdas von der

Verfassung geforderteStaatshaushaltsgcsetzzu Stande

gekommen ist, undes hat den Anschein, als ob uns

die nächsteZukunft noch keine Lösung des schwerenKon-

flistes,unter welchem unsere staatliche Entwickelung lei-

det, bringen werde. Noch hält, wenn wir den Muße-
rungen der Blätter,welcheangeblichdie Ansichtender Regie-
rung deni«Volkeiiiittheileiisollen,glauben diirsen,dieRegie-
rung UUEkichUtteklIchdaran fcsti daß die Reorgauisation,
welchenach Ansichtder Mehrheit unsererBolksuektketek die

KräfteunseresVolkesin Friedenszeitensoanstrengt,daßim

Falle eines Krieges eine dauernde Anspannung dieser
Kräfte nicht möglichist, in allen ihren Theilen aufrecht
erhalten werden muß. Da nun aber— vor Beseitigung
dieserFrage an eine Lösungdes Konfliktes nicht zu
denken ist, so sollte man meinen, daß wir, die wir uns

die Aufgabe gestellt haben, mit allen unseren Kräften
nnd ans allen gesetzlichzulässigenWegenfür-·die Lö-

sung dieses Konfliktes im Sinne deuMasoritatder von
uns gewähltenVolksvertretungzu willensziemlich hoff-
Unngslos in die Zukunft sehenmüssen.Aber, wenn wir

iiiis«iiiiisehenin der Welt, so bietet uns grade die Ge-

schichtedes letztenJahres so freudigeAnzeichenfür den

Sieg der Prinzipien der liberalen Partei, das; wir uns

daranwahrhaft stärkenund in uns den Glauben be-

festigenkönnen,daß auch bei uns über kurz oder lang

diese Prinzipien zum dauernden Siege gelangenwerden.
Da wir in unserem Qlatte fortlaufenduuserenLesern
in gedrängterKürze, Kunde-Jgegeben-shaben

«

bon. allen
wichtigen Ereignissen iuzzspiinjszerekmzengerenundweiteren
Vaterlande, so wie in, der-ganzen Welt,v so lautres-heut
zum Schlußdes Jahres nicht«-unsereAufgabe sein, diese
Ereignissenoch einmal zusanunenzufassenund dem Leser
vorzufuhrenz wir haben uns heut nur die Aufgabe ge-
stellt,mit wenigenWorten unseren Lesern zwei Ereig-
nisse desvergaiigenen Jahres vor Augen zu halten,da-
mit sie daraus erkennen, wie Recht und Gesetzlichkeit
Zivilisation nnd Fortschritt unaufhaltsam ihren Sieges;
lauf vollendenund zur Geltung kommen,wenn auch die
Aussichteneines solchenSieges einen Augenblicklang
Liibesein mögen.Möge sie der Gedanke an diese
Siege des Fortschrittesund des Rechtes bestimmen, mit
weniger truben Gedanken zurückzublickenauf das ver-

gangene Jahr, und möge er sie stärkenfür das kom-
mendeJahr, in welchem sich ihnen von Neuem Gele-«
geuheitbietenwird, durch Abgabe ihrer Stimmen am

Wahllischdas Jhrige zu thun zur Lösungdes Konflik-tes in unserem Vaterlande
Das erste uiid größte Ereigniß des Ja res

1865 ist die glücklicheBewältigungder Regel-
lioii der Sklavenstaateu von Nordamerika Als die

Regel«l’m«0"e,aus »AnsitVOL? der ihnen drohenden
Silavenbefreimig bei der Wahl des PräsidentenLincoln
den Versuch Wchk911,den Süden dersUnion von dem

Vor-denzu trennen,da waren sie im Besitzefast sämmt-
licherKriegsimttel des Staates Sie hatten die allerdings



«·"·"—-—"""·" «

, reersuguug und

ast alle militärischgebildetenPersonen in der Union

gehörtenihrer Partei an. Der Norden gebot in dem aus-

brechenden Kampfe nur über die größereAnzahl von

Menschen,»welcheaber fast durchgängigohne jede mili-

tärischeBildung waren. Sie wurden jedochgestärkt
durchdas Gefühl,für eine gerechteund gute Sache zu
kampsen. Getrieben von diesem Gefühleeilten Hundert-
tausende auf den Kampfplatz, unter ihnen die ganze
kräftigeJugend der eingewandertenDeutschen, welche
mit wenigenAusnahmen die Sache der geknechtetenNe-
ger zu der ihrigen machten.Vier Jahre lang währte
der Kampf, bis es ctldltchgelang, die Rebellen gänzlich
zu vernichten.

Mit Freude wurde dieseKunde von der ganzen zivi-
lisirten Welt aufgenommen,aber in den Jubel über den

erfochtenenSieg mischtesich schnellein Mißton. Abra-

ham Lincoln, welcher den Kampf siegreichzu Ende

geleitet hatte, und welchendas Vertrauen seines Volkes

noch vor Beendigungdes Kampfes zum zweitenMale

auf den Präsidentenstuhlberief, er fiel von Mörders-

hand, und einen Augenblickglaubten die Vertheidigerder

Sklaverei, durch diesenMord noch einmal das Glück des

Kampfeswenden, und ihre verlorene Sache zu einer sieg-
reichenmachen zu können. Aber es bewährtesich auf’s
glänzendstebei dieser Gelegenheitdie Dauerhaftigkeit
wahrhaftliberaler Einrichtungen. Nach Lineolns Tode

bestiegder VicepräsidentJohns on den Präsidenteiistuhl,
und ohne die geringsteStörung wurden die Maßregeln
zur vollständigenBefreiung der Sklaven fort esetzt. So

ist denn am Schluß desJahres1865 in ordamerika
die Sklaverei allgemein abge chafft, und nur freie Leute

wohnen auf dem Gebiete, über welches das Sternen-
banner weht. Dieser Sieg der Zivilisation und des Fort-
schritts wird das Jahr 1865 für ewige Zeiten zu einem

denkwürdigenmachen, und es wird für alle Zeiten denen,
welche dahin streben, die freiheitlicheEntwicklun eines

Staates aufzuhalten,ein Wahrzeichensein, daß ihreBe-

mühungenvergebenssein müssen.
Das zweite Ereigniß,welcheswir unsern Lesern ins

Gedächtnißzurückrufenwollen, ist scheinbarklein und un-

bedeutend jenem gewaltigen Ereignißin Amerika gegen-
über, aber trotzdem enthältes sür uns eine treffliche,
wohl zu beachtendeLehre. Es ist dies der Thronwechsel
in Belgien. Nach einer vierunddreißigjährigen,streng
konstitutionellenRegierung starb Leopold1., Königvon

Belgien. Er hat währendder Dauer seiner Regierung
der Welt das Beispiel geliefert, wie die treue und ge-

wissenhafteBefolgung einer sogenanntenmodernen Kon-

stitution zum Heile des Volkes und der Fürsten aus-

fällt. Er starb tief betrauert von seinem Volke, und

seine Regierung war seinem Sohne eine Lehre, wie er

regieren müsse, wenn er gleich seinem Vater vom

Volke geliebtwerden wolle. Von diesemGefuhl durch-
drungen, sprach Leopold 11., welchen man früher
für einen Anhängerder freiheitsfeindlichenultra-
montanen Partei hielt, bei Ableistung des Eides

auf die Verfassungvor den versammeltenVertretern des

Volkes folgendeWorte: »Jndem ich heute einein bei

Lebzeitenso geehrten, nach seinem Tode so betrauerteii
Vater auf dem Throne folge, ist meine ersteZusagevor

den Erwähltender Nation, daß ich gewissenhaftden

Lehrenund Beispielen,die seineWeisheit mir hinterlassen,
folgen und nie vergessenwill, welchePflichtenmir dieses
kostbareVermächtnißauferlegt. . . . . Meine konsti-
tutionelle Mission stellt mich außerhalb der

Meinungskämpfe und überläßt es dem Lande

selbst, über sie zu entscheiden«Man sieht, wenn

der neue KönigwirklichfrühereinigeHinneigung zu den

Lehren der ultramontanen Partei gehabthat, so hat er

in Hinblick auf das Beispiel seines Vaters dieseNeigung
unterdrückt Die gesprocheneuWorte zeigen von einem

so ächt konstitutionellem Geiste, daß man hoffen dars,
Belgien wird in Zukunft ebenso glücklichsein, als das
Land unter seinem ersten Könige war.

Indem wir unseren Lesern so aus dem Jahre 1865

das Beispiel des Sieges der Zivilisation unter dein Schutze
liberaler Institutionen und das Beispiel einer auf streng
konstitutionelle Weise glücklichgeführtenRegierun ins

Gedächtnißzurückgerufenhaben, meinen wir, dieselben
werden mit uns daraus die Hoffnung schöpfen,daß der

Sieg der liberalen Institution in der ganzen Welt»ein
sichererist, Mit dieserHoffnung blicken wir getrost in

die Zukunft.

Politische Wochenschau.
· ·

Preußen. Die Feiertagszeit macht sich indem politischen
Leben fast ebenso bemerkbar, wie in dein

bürgerlichteniUeberalll« · «

i e ein u re en, wa -

LIESUFIDJJMAFLVCEHMPskiiäsciåixoiisschistn- ver schi »Z-
wig-holsteinschen Frage ist allerdings wieder von iinir

neuen Spannung die Rede, welchezwischenPreußenund
Oesterreichvorhanden fein soll, aber wir glauben nicht«dass
man in diesem Augenblickein Wien und Berlin ernstlich an

die Möglichkeiteines Krieges denkt. Preußenwird sich wphs
nicht mehr lange der Ueberzeugungverschließenkonnen, tas;

auf dein bisher betretenen Wege an eine Durchfuhrungder
Annexionspläuenicht zu denken ist, und daß»zwenn wirklich
die Herbeiführungdes bundesstaatlichenPerhaltnisseszwischen
dem neuen Staate und Preußenmöglichwerden soll, noth-
wendigerweise eine Systemsiinderung in Preußen vorher-

gehenmuß. , »

Ueber die Vorlageii, welche die Regierung dem Land-
tage zu machen gedenkt, verlautet noch nichtsSicheresPiau

spricht davon, dasz ein neuer Plan zur Grundngeiner Flotte,
verbunden mit der

Fordzruiiglleinesgroßen
Kredits fiir dic-

en weck vor ele t werien o .f EinehöchsiJwigchtigeFrage wird aus»dem·bevorsteh,endfkl
Landtage zur Entscheidung kommen, nämlichgdleFrage, inmi-

halb welcher Grenzen der Artikel 78 Pet»«)ekfassllklgFluge-
wendet werden muß. Es handelt sich Immllch dakllmi Ob DIE

Gehaltserhöhung,welche dein Abgeordnetenvon Ernsthaiie
sen durch seine Ernennung zum kommlssarischenVerwaltkr
der Oberbürgermeisterstellein Konigsberg·zn»Theilgewesan
ist, so anzusehen ist, daß dadurchnach Artikel78 der

Jkij
fassung sein Mandat erloschFUJsLMCXUfUhkt IF- daß zu

Ernennung nur eine interimistischesei und daß»dasGe-

halt nicht voin Staat, sondern von der Stadtkasse
bezahltwerden, und daßdeßhalbdas Mandat nichtals er-

loschenzu betrachten sei. Wir sind der entgegengesetztenAn-
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IT
«

kn. v. Ernsthausen ist, wenn

lichtDas Einkommen LderStadt Königsberg erhält,
« es auch and dem Sa

«

t d d es ist offenbar
durchdie Staatsregierung erhob wor en, Un

der Sinn des betreffendenParagraphender Verfassung,daß
der E. .l s« welchen die Staatsregierung ·an solcheWeise

m» l. mlsziseauf ein elne Abgeordneteausüben kaiiu, abge-
schlsågsrwerde, DieseRücksichtmuß nach unserer«Ansicht

allein bei Entscheidungder Fragemaßgebendfein, und
glauben wir nicht, daß man wirklich ernsthaftgegen diese

Auffassungder Sache Eiiiweudung erhebenwird: » «
«

Die Erzbischofswaht für Gneien IU PVICIJlst lele

vollzogen. Sie ist auf Herrn v. Ledochowski gefallen,
welcher der Kanditat der ultrainontaiieuund der poliiifcheu
Partei war. Der Umstand, daß die Regierungihn trotzdem
als einen ihr genehmenKanditaten eisklart hat, darf als ein
neues Zeichen für das Büuduißder ultramontanenPartei
iiiit der Regierung angesehenwerden. Wir hoffen, daß
man dies ain Rhein und in den anbrigenLandestheileii,wo

die ultramoiitane Partei ihre Thaklgkelt,entfalket-bist den

bevorstehendenWahlen nicht vergessenwirdszUeberdie Erz-

bischofswahlvon Köln kann·.sichdas Kapiislmit der Re-

gieriiug noch immer nicht einigen. Die fruheren Verhand-
lungen über diesenGegenstandhaben festgesetzt,daßNiemand
in Preußenzum Bischof gewahltlwerdenfoll, der dem Könige

person-i miiius grata (m1ßlleblg)JEP Man sollteDenken-
das heißeklar und deutlich, der Konighabezu bestimmen,
welche von den vorgeschlagenenKandidaten ihiii genehmwaren.
Deut ist jedoch nach Ansicht der Ultramoiitanennichtso, sie

meinen, das Domkapitel habe selbststandigdariiber zu be-
stimmen, ob ein Kandidat dein Königegenehm oder nicht
sei. Das klingt fast komisch,aber es ist fo, und man sieht
daraus, daß das Konkordatauch die Mode iuitinacht, nnd

sich eine ,,Li"icke«angeschaffthat. .

Jii Berlin erlischt mit Ende dieses Jahres das Mandat
von neun Stadträthen, und i re Stellen sind noch unbesetzt,
da tie Neuwahlen die Bestätigung der Regierung nicht er-

halten haben. Wir können es also erleben, daß alsdann

neun Koininissare der Regierung Mitglieder der Ver-

waltung der Stadt Berlin werden. Wie man sagt, hat die

Regierung deshalb schon bei verschiedenenPersonen, sogar
bei ciui en nichtwiedergewähltenStadträthen aiigefragt, aber

eine ablchlägigeAntwort erhalten. Wahrscheinlich werden

diese Stellen also mit Regierungsbeaniteu besetztwerden.

Oeftetrcich. Bis jetzt scheint die Versöhniiugzwischeii
der Regierung und den Ungarn viel Aiissicht auf ein glück-
liches Ende zu haben, aber wir fürchten,daß schließlichalles

am Geldpunkt scheitern wird. Es ist für die so zerriitteten
österreichischenFinanzen eine Lebensfrage, daß Ungarn sich
leichinäsziguiit den übrigenLändernan der Staatsschiild

lietheiligi.Thut es das nicht, fo droht der Staatsbankerott.

Zu einer solchenUebernahnievon Schulden hat aber der nu-

garischeLandtag nicht diegeringsteLust.
« «

Frankreich. Der exiiiaiizministerFoiild hat einen Fi-
iianzberictt veröffentlicht,nach welchem«voraussichtlich das

Budget für18647 mit einein Ueberfchußvon 92 Millionen

abschließeiiwird.
Italien. Das Ministerium, welchessichnicht mehr in

Ilebereittfiimmun mit der Majoritätdes Parlamentes befand,
hat seine Entla Illig gegeben, und ist man« im Augenblick
zweifelhali,WslchekPartei das neue Ministerium angehören
wird. Man darf aber als sicherannehmen, daß das neue

Ministerium gern oder ungern eine bedeutende Verminderung
der Armee vornehmenwltd, um auf diese Weise die Ein-

Uahknenuiid Aus aben des Staates möglicherweiseins

Gleichgewichtzu bringen.

Der Traum fvoii der Aufhebungder Verfassung-.
Wir fassen nicht ern die Dinge aii, die die reaktionären

Blätter in die Welt )ineinschreibeii. Aber wir iiiiissendoch
unsere Schuldigkeit thun; wir müssendoch zeigen, wie ge-
fährlichdie Leute sind, iii deren Sinn solcheBlätter geschrie-
ben werden« Diese Menschenbehaupten mit dreister Stirn,
daß sie zu der »konservativen«Partei gehören,ja, daß sie
die allein »Konservativeii«im Lande sind. Aber sie haben
durch ihr Treiben das Wort »konservativ««schon längst sehr
in Verruf gebracht,und dochbezeichnet»koiifervaiiv«eigentlich
einen Mann, der sichbemüht,Alles, was gut und vernünftig
in der Welt ist, zu beschützenund zu erhalten oder, wie man

auf Lateiiiisch sagt: es zu koiiservireu. Aber an solchesKon-

serviren denken jene Leute eben gar nicht; iin Geentheih sie
ivollen nichts Anderes in unsern Staaten bestehenlassen,
als was jeder nachdenkende Mensch für unbrauchbar und

verderblich halten muß. So wollen sie in Stadt und Land, in
Kreis und Gemeinde, in Kirche und Schule gerade alles
dasjenige »konserviren«,was wir in unseren und unserer
Kinder Interesse schon seit vielen Jahren beklagt haben.
Aber jedes Gesetz und jede Einiichtung, die wir den guten
Zeiten des preußischenStaates verdanken, die wollen sie niit

Stuinpf und Stiel ausrotten. Wir zeigten schon neulich,
daß sie ihre schärfstenPfeile gerade auf das kostbarste
Gut richten, welches das preußischeVolk in dem gegenwär-
tigen Menschenalter sicherworben und mit vieler Anstrengung
sicherhalten hat.

Jeder von uns weiß, daß dieses Gut unsere Verfas-
sung ist. Den Reaktionären aber ist sie kein Gut, sondern
ein Dorn im Auge, weil sie für das ganze Volk gemacht
ist, und nicht blos für eine bevorzugte Klasse von Leu-
ten. Wenn diese Verfassung wirklich und vollständig
durchgeführtwird, dann ist es mit der ganzen Macht und

Herrlichkeitder Reaktionaire vorbei. Darum sind sie nicht
damit zufrieden, daß nur die Ausführungder für das Volk
wohlthätigstenBestimmungen der Verfassung gehemmt und

gehindertwerde; nein, die ganze Verfassung soll zerrissen
und iii’s Feuer geworfen werden. Darum, wie wir auch
schon gezeigt haben,räth die ,,Berliuer Redne« dem Könige
geradezu,er möge, trotz aller Eide bei nächsterGelegenheit
»die Verfassiiiigsnrkundesofort ziiniachen und bei Seite

legenJszDie,,Krzzt.« aber wird nichtmüde,den Eidbruch zu
beschoiiigeuuni- i )r gar als eine gute und legitime That
aiizupreisen. So thut sie wieder in ihrem Blatt voin 16.

Dez.»die Aeußerung,daß es ein Vorzug des »legitiinen«
Konigthunisvor dem, wie das Belgische,durch Volks-rechtent-
standenen sei, daß es an feinem, »von Gott selbstherstamiiien-
den«Rechteauchnicht das kleinste Titelchen verliere,' wenn
ein legitiinerKviiigden Eid, deii er bei seiner Thronbestei-
gnug gel·e3stet,nicht hatten konnte, oder nicht halten wollte.

Gewliz lit es»dir allerlsösesteWille, der socheRathschläge
nnd so gottloseWorte eingiebt,wie es im Grunde genommen
ja auch«Lasteriingenauf das legitiiiie Königthumselbst sind.
Aberdie reaktonären Schreiber und ihre AUfWgtlebekWürden
ihrem bösenWillen nicht so ganz den Zügsl ichießMlassen-
wenu ihre schlechtenLeidenschaftenihm-U nicht auch DER Ver-

ganz Und gar vprwikrt hätten- Denn bloßeUnwissch
heit ist es nicht, die so verkehrte Gedanken in ihrem Kopfe
entstehen läßt. Sie wissen ja lD gut, wie wir Andere, was

so manchenKönigsgeschlechteriiund ihren reaktionären Freun-
den uud Verführerndie «Uiitreuegegen die Verfassung iiiid
die Gesetzedes Landes eingebracht hat. Sie wissen ebenso-
wohl, wie wir, daß ldie englischenKönige aus dem Haufe
Stuai—t,und »daßdie Bourbon’scheiiKönige in Frankreich
und Neapel init ihrer ganzen Verwandtschaftund iiiit ihrem



Anhange das Brod der Verbannung haben essen, ja zum
Theil sogar das Schaffot besteigenmüssen, und das gerade
darum, weil sie sichnicht entschließenkonnten, wie ehrliche
Männer ihren Völkern Wort zu halten. Auch steht unsern
Reaktionären eben so gut wie uns das leuchteudeBeispiel
vor Augen, welchesBelgien seit 34 und England seit bei-

nahe 200 Jahren den Staaten Europas gegeben habe. So

lange hat in diesen Ländern ein verfassungstreuesRegiment
gewaltet, und ebenso lange ist der-innere Friede dieser Völker
nie ernstlich, nie in solcher Weise gestörtworden, wie er

etwa in Spanien seit 50 Jahren immer wieder und immer
wieder gestörtwird. Denn so lange oder noch etwas länger
besteht auch in Spanien von Rechtswegen eine konstitutiv-
nelle Verfassung; aber das Spanische Volk hat nicht zur
Ruhe kommen können,weil es nie eine«Regierung gehabt
hat, die diese Verfassungehrlich zu halten gesonnen war.

Solchen Beispielen gegenüberist es doch wirklich Toll-
heit, wenn die Reaktionäre für sich selbst und wenigstens
ihrem Vorgehen nach auch für die Krone einen Vor-then
darin sehen wollen, wenn auch in Preußen nicht nach der

Verfassung nnd nicht nach den Gesetzen des Landes regiert
würde. Wo möglichaber noch toller ist es, daß die Reak-
tionäre gar die vollständigeAufhebung der Verfassung
erstreben. Denn wollten sie nur irgend einmal in einein

ruhigen Augenblicke ihre Gedanken zusammennehmen, so
müßten sie doch begreifen, was jedes Kind begreift.
müßten begreifen, daß mit der Aufhebungder Verfassung
auch die Aufhebung eines jeden Rechtes und einer jeden
Pflicht ausgesprochenwäre, die durch die Verfassung festge-
stellt sind. Die Reaktionäre können sich bei einigem Nach-
denken doch unmöglicheinbilden, daß durch die Aufhebung
der Verfassung ganz einfach derjenige Rechtszustand wieder

hergestellt wäre, »der vor den Zeiten der Verfassung in Gel-

tung war. Sie müßten doch einst-leih daß mit dein Auf-
hören des Rechtszustandes, den die erfassung geschaffenhat,
jeder Rechtszustand überhaupt in Preußen aufhören
würde. Sie müßten begreifen, daß die Aufhebung der

Verfassung die furchtbarste Revolution sein würde,
die sich denken läßt. Denn mit dieserAufhebungwürden
nicht blos, wie die Reaktionäre träumen, die Rechte der

Volksvertreter, es würden nicht blos die Rechte des Volkes,
sondern es würden damit zugleich die Rechte nnd die Ver-

pftiehtungen der Gerichtsl)öfi-,der Polizei, der Obrigkeit-en
jeder Art, der Minister und des Königs selbst für aufgehoben
erklärt werden, indem alle dieseRechte, seitdem die Verfassung
beschworen ist, auf derselben ruhen« Es würde an die

Stelle des Rechtes überall in jedem Kreise, in je-
der Siadt,.in jedem Dorf und in jedem Hause die

nackte Gewalt treten. Und das können doch die Reak-
tioiiäre selbstnicht wollen,wenn sie irgend wie bei Sinnen sind.

Doch selbstverständlichsind das auch nur Träume, und

»Träume sind Schäiinie«,sagt das Spriichwort. Aber auch
ein Traum kann schädlichwirken, wenn es Leute giebt, die

an ihn glauben. Viele giebt«es deren in»Preußen freilich
nicht. Doch haben die verfassungstreuenBürger des Staates
die ernste Pflicht, dafür zu sorgelli daß auch die Wenigen
nicht durch tolldreiste Versuche einen Brand entzünden,der,
so gewißei· auch gelöschtwerd-en wird, dem Lande ufndder

Krone dennoch einen schweren Schaden verursachen wurde.
—

Warnung für die läiidliclienArbeiter.
»

L. C. Von New-York bringt die KöliiischeZeitung eine

Nachricht, welche die vollste Beachtung der Presse verdient,
indem wir dadurch auf eine Gefahr aufmerksam gemacht
werden, welche unserer Arbeiter-Bevölkerung droht.
Wer erinnert sich in Deutschlandnicht der armen Auswaw

Sie·

derer nach»Brasilien,welche dort in Elend und Noth ver-
kommen sind. Sie waren bestimmt, in jenem Lande die
Negersklavenzu ersetzen,und man hatte durch die beriichtig-
ten P,arceria-Kontr«aktedafür gesorgt, daß die Plan-
tagenkBesitzeraus DeutschlandbilligereArbeitskräftebezogen,
als lle aus Afrika ei«hielte1.Erst den rastlosenBemühungen
unseres Landsmannes Sturz gelang es, diesem Unwesen
durch eine energischeAgitation im Interesse der Deutschen
zu steuern, ohne daßjedochdie vollständigeBeseitigng dieser »

und ähnlicherAuswanderungsmethodenbewirkt wurde· Jetzt
nun, wo in den Südstaaten der Union die Sklaverei zur
Freudealler edelgestnntenMenschen aufgehobenist, befinden
sich die Negerbarone jener Länder in einer ähnlichenLage
wie seinerzeit die Plantagenbesitzer in Brasilieii. Sie ge-
brauchenArbeitskräfteund zwar so billige Arbeitskräfte,daß
sie den Negern damit Konkurrenz machen können und wo

sollensie diese leichter finden, als in Deutschland? Deshalb
haben sie den Plan gefaßt, eine Massenauswanderungvon

deutschenArbeitern nach dem Süden der Union zu organi-
fireu. Es hat sich zu diesem Zweck in Montgomery iin

Staate Alabama eine ,,Agentur für weisse Arbeit« ge-
bildet, welche ihre Agenten nach Deutschland schickt-um dort
einen neuen Menschenmarktzu suchen, nachdem sie von den
Märkten in Guinea und Dahomey nichts mehr beziehen
dürfen. Die Lockspeisefür die Arbeiter besteht in dem An-
erbieten von freier lieberfal)rt. Dafür müssensie ein Jahr-
arbeiien und erhalten währenddes Jahres Wohnung und

Kost, d. h. die jetzt leer stehendenNegerhiitteu und die-

Negerkost, und am Ende des Jahres 150 Dollars (Fraueii
100 Do"llars, Kinder von 12—14 Jahren 40-—50 Dollars),
wovon jedoch pro Kopf 15 Dollars als Ueberfahrtsgeld ab-

gezogen werden. Wie mancher Arbeiter, wie mancheFamilie
wird sich da nicht verlocken

laffenf
indEm ie die Bedin ungen

für ganz günstig-W ll sie a doch
in Deutschlandnur schwer. Aber: Wehe dem Unglücklicheii,.
der hingeht.Er muß ein volles Jahr arbeiten, d. h. wird
er krank, so muß er die Zeit, in der er arbeitsunfähigwar,

nacharbeiten Außerdem aber muß er die Kosten seiner
Krankheit nnd der in seiner Familie selbst bezahlen.
Bei dem ungewohntenheißenKlima und der langen Arbeits-

zeit (vou Tagesanbruch bis 8 Uhr Abends) ist es nur zsi

gewiß,daß er öfter als ein Mal im erstenJahre krank wird
und zwar sehr- krank wird. Die Rechnung aber berichtigt
fürs erste sein Herr und entläßt ihn nicht eherals bis Alles

abgerechnetist. Diese Kosten sind aber, da die meisten Plan-

tagen weit von der Stadt entfernt sind, wirklich sehr beden-

tend, und selbstbei einer nur kurzeZeit dauernden Krankheit
und bei einem nichtallzugewissenlosenHerren ist es wahrschein-
lich, daßder Arbeiter am Ende des Jahres der Schuld n er des

Herrn ist. Dann ist sein Schicksalbesiegelt,und das frühere
Loos der Neger war dem seinigen gegenüberein lseneideiis-
werthes, denn deren Gesundheit war wenigstens eng mit dein

Geldinteresse ihrer Herren verbundei. So ich de!',VU·1-1Ul
in Brasilien und so würde er auch in diesemHalsch, WEW

Deutsche Arbeiter so thörichtsein würden-«den Lsei"loctiii«igi-ii
jener Agenten zu folgen. Wir wlsseUMchki Di)M UND-

matischen Vertreter und die KonsUIe, welchedie deutschen
Staaten in Nordamerika haben-, sichder Sache aUMhWU
werden und ob durch ihre VekmltttiiungsolchemElende vor-
gebeugtwerden wird. Um JVmehr flcheintes uns aka M

Pflicht der Presse zu sem,mit a en ihren Krallen gegen
die Thätigkeitder Agentenjener Gesellschaft zu akbkltemund

unaufhörlichmit Hinweis auf die traurigen Cklshtun en

früherer Jahre die deutschenArbeiter zu WMINI- Mcht
auf solcheKontrakte hin nach Amerika auszuwandcsrn

sp—
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